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§ 8 StVollzG 
(Verlegung in ein ande-

ren Bundesland)

Eine Verlegung in Abweichung vom 
Vollstreckungsplan in ein anderes Land 
kann nur mit dessen Zustimmung er-
folgen. Wird diese Zustimmung nicht 
erteilt, kann das originär zuständige 
Land keine Verlegung durchführen.

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesge-
richt, Beschluss vom 5. Juli 2012 - 1 VAs 
7/12

Gründe:
I.

Der Antragsteller ist Strafgefangener in 
der Anstalt des Antragsgegners erster 
Instanz. Der Antragsteller verbüßt eine 
Gesamtfreiheitsstrafe von sieben Jahren 
wegen gefährlicher Körperverletzung. 
Strafende ist für den 17. September 
2015 notiert. Im Anschluss wird der An-
tragsteller den Rest einer lebenslangen 
Freiheitsstrafe wegen Mordes verbü-
ßen. Zudem ist Sicherungsverwahrung 
angeordnet.

Die zuständige Anstalt für die Vollstre-
ckung der Freiheitsstrafe ist die Justiz-
vollzugsanstalt Lübeck.

Am 15. Februar 2011 wurde der Antrag-
steller aus Sicherheitsgründen in die Jus-
tizvollzugsanstalt Hamburg-Fuhlsbüttel 
verlegt, weil der Verdacht bestand, dass 
er gemeinsam mit einem Dritten eine 
Schusswaffe in die Justizvollzugsan-
stalt Lübeck hineingeschmuggelt habe. 
Der Vorwurf konnte nicht endgültig 
entkräftet werden, so dass die Justiz-
vollzugsanstalt Lübeck nach wie vor 
befürchtet, der Antragsteller habe Zu-

griff auf eine Schusswaffe in der Anstalt. 
Auf Antrag des Justizministeriums des 
Landes Schleswig-Holstein vom 10. Feb-
ruar 2011 hat sich das Strafvollzugsamt 
Hamburg bereit erklärt, den Antrag-
steller in Abweichung vom Vollstre-
ckungsplan befristet für die Dauer von 
einem Jahr in Hamburg aufzunehmen, 
woraufhin der Antragsteller am 15. Fe-
bruar 2011 in die Justizvollzugsanstalt 
Hamburg-Fuhlsbüttel verlegt wurde. 
Mit Schreiben vom 2. September 2011 
beantragte der Gefangene, ihn gemäß 
§ 26 StVollstrO, § 8 Abs. 1 Nr. 1 StVollzG 
wegen der Nähe zu der im Raum Ham-
burg wohnenden Familie dauerhaft 
in die Justizvollzugsanstalt Hamburg-
Fuhlsbüttel zu verlegen. Nachdem die 
Justizvollzugsanstalt Lübeck mit Schrei-
ben vom 17. November 2011 die Verle-
gung nach Hamburg befürwortet hatte, 
befürwortete auch das Justizministeri-
um des Landes Schleswig-Holstein mit 
Schreiben vom 7. Dezember 2011 die 
Verlegung und bat die Justizbehörde 
Hamburg um entsprechende Entschei-
dung. Am 9. Januar 2012 lehnte das 
Justizamt in Hamburg die Übernahme 
des Antragstellers in den dortigen Straf-
vollzug ab. Daraufhin ersuchte das Jus-
tizministerium des Landes Schleswig-
Holstein die Justizbehörde in Hamburg 
am 10. Januar 2012 um Prüfung, ob eine 
zeitlich befristete Aufnahme des Ge-
fangenen in der Sozialtherapeutischen 
Anstalt Hamburg möglich sei. Bis zur 
endgültigen Entscheidung verblieb der 
Antragsteller im Einvernehmen sowohl 
des Justizministeriums als auch der Jus-
tizbehörde in der Justizvollzugsanstalt 
Hamburg-Fuhlsbüttel. Nachdem das 
Justizamt Hamburg am 1. März 2012 
die Aufnahme des Antragstellers in 
die Sozialtherapie abgelehnt hatte, 
hat das Justizministerium des Landes 
Schleswig-Holstein am 11. April 2012 
entschieden, den Antragsteller wegen 
der nach wie vor nicht ausgeräumten 
Befürchtungen, er könne in der Jus-
tizvollzugsanstalt Lübeck über eine 
Schusswaffe verfügen, ihn in die Jus-
tizvollzugsanstalt Celle befristet für ein 
Jahr zu verlegen. Dort befindet sich der 
Antragsteller nunmehr im Strafvollzug.

Der Antragsteller begehrt, die Ableh-
nung der Verlegung von der Justiz-
vollzugsanstalt Lübeck in die Justiz-
vollzugsanstalt Hamburg-Fuhlsbüttel 
aufzuheben und die Verlegung von der 
Justizvollzugsanstalt Hamburg-Fuhls-
büttel in die Justizvollzugsanstalt Celle 
rückgängig zu machen.

Der gemäß §§ 23 ff. EGGVG statthafte 
und auch sonst zulässige Antrag ist 
unbegründet.

Ein Rechtsanspruch auf Verlegung in 
eine andere Vollzugsanstalt besteht 
nicht, da es sich um eine Abweichung 
vom Vollstreckungsplan handelt, die 
lediglich ein Recht auf fehlerfreie Er-
messensentscheidungen eröffnet (§ 8 
StVollzG, § 26 StVollstrO). Bei der Ermes-
sensentscheidung muss die Vollzugs-
behörde alle in Betracht kommenden 
sachlichen Gesichtspunkte des Einzel-
falles berücksichtigen und den insoweit 
bedeutsamen Sachverhalt von Amts 
wegen erforschen. Allgemeine Erwä-
gungen reichen hingegen nicht aus. Im 
Rahmen des Antragsverfahrens nach 
den §§ 23 ff. EGGVG überprüft der Se-
nat, ob die gesetzlichen Grenzen des 
Ermessens überschritten sind oder, ob 
die Justizbehörde in einer dem Zweck 
der Ermächtigung nicht entsprechen-
den Weise Gebrauch gemacht hat (§ 28 
Abs. 3 EGGVG). Ein solcher Ermessens-
fehlgebrauch liegt nicht vor.

Dabei ist in erster Linie zu berücksich-
tigen, dass das Justizministerium des 
Landes Schleswig-Holstein den Verle-
gungsantrag des Gefangenen in die 
Justizvollzugsanstalt Hamburg-Fuhls-
büttel durchaus befürwortet hat und 
die Verlegung allein daran scheiterte, 
dass das erforderliche Einvernehmen 
mit der Strafvollzugsbehörde des auf-
nehmenden Bundeslandes, dem Jus-
tizamt Hamburg, nicht erzielt werden 
konnte. Eine Verlegung in Abweichung 
vom Vollstreckungsplan in ein anderes 
Land kann nur mit dessen Zustimmung 
erfolgen. Wird diese Zustimmung nicht 
erteilt, kann das originär zuständige 
Land keine Verlegung durchführen. Aus 
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diesem Grunde ist die Entscheidung des 
Justizministeriums des Landes Schles-
wig-Holstein, den Antragsteller nicht 
nach Hamburg zu verlegen, zwingend 
gewesen und frei von Ermessensfeh-
lern.

Aus demselben Grunde kommt auch 
eine Rückverlegung aus der Justizvoll-
zugsanstalt Celle in die Justizvollzugs-
anstalt Hamburg-Fuhlsbüttel nicht in 
Betracht.

Dem Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung lässt sich nicht entnehmen, dass 
der Antragsteller sich gegen die Sicher-
heitsverlegung aus der Justizvollzugs-
anstalt Lübeck wendet und die Rückver-
legung aus Celle nach Lübeck begehrt. 
Insoweit erübrigen sich Ausführungen 
zu dieser Frage.


